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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen von 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 

 (COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung – SchAusnahmV) 

A. Problem und Ziel 

Zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) haben der 
Bund und die Länder umfangreiche Schutzmaßnahmen ergriffen. Neben zahlreichen wei-
teren Maßnahmen gehören dazu insbesondere Beschränkungen privater Zusammenkünfte 
(Kontaktbeschränkungen) und Beschränkungen des Aufenthalts außerhalb der eigenen 
Wohnung oder Unterkunft (Ausgangsbeschränkungen).   

Ist aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse hinreichend belegt, dass geimpfte Personen 
und genesene Personen auch für andere nicht (mehr) ansteckend sind oder das Restrisiko 
einer Weiterübertragung ganz erheblich, auf ein auch in anderen Zusammenhängen tole-
riertes Maß gemindert ist, müssen für diese Personengruppen im gebotenen Umfang Er-
leichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnahmen vorgesehen werden. Es handelt 
sich insofern nicht um die Einräumung von Sonderrechten oder Privilegien, sondern um die 
Aufhebung nicht mehr gerechtfertigter Grundrechtseingriffe. Solche Ausnahmen stellen so-
mit die verfassungsrechtlich gebotene Verhältnismäßigkeit der Schutzmaßnahmen in ihren 
verbleibenden Anwendungsbereichen sicher.  

Das Robert Koch-Institut führt in einer Bewertung vom 31. März 2021 aus, dass nach ge-
genwärtigem Kenntnisstand das Risiko einer Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 
durch Personen, die vollständig geimpft wurden, spätestens zum Zeitpunkt ab dem 15. Tag 
nach Gabe der zweiten Impfdosis deutlich geringer sei als bei Vorliegen eines negativen 
Antigen-Schnelltests bei symptomlosen infizierten Personen. Die Situation stellt sich für ge-
nesene Personen vergleichbar dar.  

Ziel dieser Verordnung ist es, hinsichtlich bereits bestehender Erleichterungen und Aus-
nahmen von Schutzmaßnahmen für getestete Personen eine Gleichstellung von geimpften 
und genesenen Personen vorzunehmen. Das heißt, dass es geimpften und genesenen 
Personen zukünftig wieder möglich sein wird, ohne vorherige Testung zum Beispiel Laden-
geschäfte zu betreten, Zoos und botanische Gärten zu besuchen oder die Dienstleistungen 
von Friseuren und Fußpflegern in Anspruch zu nehmen. Darüber hinaus sollen weiterge-
hende und ausdifferenzierte Erleichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnahmen ge-
regelt werden.  

B. Lösung 

Es ist auf Grund von § 28c IfSG eine Rechtsverordnung zu erlassen, die insbesondere 

– bestehende Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten und Verboten für getestete 
Personen auf geimpfte Personen und genesene Personen erstreckt, sodass für ge-
impfte und genesene Personen etwa ein negatives Testergebnis als Zugangsvoraus-
setzung entfällt, 
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– für geimpfte Personen und genesene Personen Erleichterungen und Ausnahmen bei 
der Beschränkung von Zusammenkünften und des Aufenthalts außerhalb einer Woh-
nung oder einer Unterkunft vorsieht und 

– für geimpfte Personen und genesene Personen Ausnahmen von Quarantänepflichten 
vorsieht. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 

Verbraucherschutz 

Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen 
von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 

COVID-19 

(COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung – SchAus-
nahmV) 

Vom ... 

Auf Grund des § 28c des Infektionsschutzgesetzes, der durch Artikel 1 Nummer 3 des 
Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I S. 802) eingefügt worden ist, verordnet die Bundes-
regierung: 

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 

Zweck der Verordnung 

(1) Zweck dieser Verordnung ist es, Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten 
und Verboten nach dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes oder von aufgrund 
der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassenen Geboten 
und Verboten für Personen zu regeln,  

1. bei denen von einer Immunisierung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszugehen 
ist oder  

2. die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 vorlegen können.  

(2) Von dieser Verordnung unberührt bleiben, sofern in dieser Verordnung nichts an-
deres geregelt ist, folgende Gebote, die nach dem fünften Abschnitt des Infektionsschutz-
gesetzes bestehen oder aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektions-
schutzgesetzes erlassen worden sind oder werden:   

1. ein Gebot, eine Mund-Nasen-Bedeckung, einen Mund-Nasen-Schutz oder eine Atem-
schutzmaske zu tragen, und  

2. ein Abstandsgebot im öffentlichen Raum. 

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Erleichterungen und Ausnahmen gelten 
nicht für Personen, die typischen Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 wie Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber oder Geruchs- oder Geschmacksver-
lust aufweisen. 
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§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist 

1. eine geimpfte Person eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie aus-
gestellten Impfnachweises ist, 

2. ein Impfnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollständigen Schutz-
impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, 
italienischer oder spanischer Sprache auf Papier oder in einem elektronischen Doku-
ment, wenn die zugrundeliegende Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-
Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 ge-
nannten Impfstoffen erfolgt ist und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung min-
destens 14 Tage vergangen sind, und  

a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse 
https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 veröffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, 
die für eine vollständige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht oder 

b) bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht,  

3. eine genesene Person eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie aus-
gestellten Genesenennachweises ist, 

4. ein Genesenennachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen In-
fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, ita-
lienischer oder spanischer Sprache auf Papier oder in einem elektronischen Dokument, 
wenn die zugrundeliegende Testung durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsäu-
renachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikations-
technik) erfolgt ist und mindestens 28 Tage sowie maximal 6 Monate zurückliegt, 

5. eine getestete Person eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie aus-
gestellten Testnachweises ist, 

6. ein Testnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder 
spanischer Sprache auf Papier oder in einem elektronischen Dokument, wenn die zu-
grundeliegende Testung  

a) in der Bundesrepublik Deutschland oder im Ausland von einem Leistungserbringer 
nach § 6 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung vorgenommen oder überwacht 
wurde oder im Ausland von einer nach dem Recht des jeweiligen Staates befugten 
Stelle vorgenommen oder überwacht wurde, und  

b) durch In-vitro-Diagnostika erfolgt ist, die für den direkten Erregernachweis des 
Coronavirus SARS-CoV-2 bestimmt sind, und maximal 48 Stunden zurückliegt; 
sofern die Testung mittels Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere 
Methoden der Nukleinsäureamplifikationstechnik) erfolgt ist, darf diese maximal 72 
Stunden zurückliegen, 

7. auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlas-
senes Landesrecht eine Rechtsverordnung oder eine Allgemeinverfügung, die ein Land 
oder eine nach Landesrecht zuständige Stelle auf Grund der Vorschriften des fünften 
Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung der 
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erlassen hat.  
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A b s c h n i t t  2  

E r l e i c h t e r u n g e n  u n d  A u s n a h m e n  v o n  G e b o t e n  u n d  
V e r b o t e n  n a c h  §  2 8 b  d e s  I n f e k t i o n s s c h u t z g e s e t z e s  

§ 3 

Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit getesteten 
Personen 

(1) Die in § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 dritter Teilsatz Buchstabe b, Nummer 5 
dritter Teilsatz, Nummer 6 dritter Teilsatz und Nummer 8 zweiter Teilsatz des Infektions-
schutzgesetzes vorgesehenen Ausnahmen von Geboten und Verboten für Personen, die 
ein negatives Ergebnis einer mittels eines anerkannten Tests durchgeführten Testung auf 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen, gelten auch für geimpfte Perso-
nen und genesene Personen.  

(2) Abweichend von § 28b Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz des Infektionsschutzge-
setzes ist die Teilnahme am Präsenzunterricht zulässig für Schülerinnen und Schüler sowie 
für Lehrkräfte, die geimpfte Personen oder genesene Personen sind. 

§ 4 

Ausnahmen von der Beschränkung privater Zusammenkünfte nach § 28b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes 

(1) Die Beschränkung privater Zusammenkünfte nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 des Infektionsschutzgesetzes gilt nicht für eine private Zusammenkunft, an der aus-
schließlich geimpfte Personen oder genesene Personen teilnehmen.  

(2) Bei einer privaten Zusammenkunft im Sinne von § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Infektionsschutzgesetzes, an der andere als geimpfte oder genesene Personen teil-
nehmen, gelten geimpfte Personen und genesene Personen nicht als weitere Person.  

§ 5 

Ausnahmen von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Wohnung oder 
einer Unterkunft nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Infektionsschutzgeset-

zes 

Die Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft 
und dem jeweils dazugehörigen befriedeten Besitztum nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 des Infektionsschutzgesetzes gilt nicht für geimpfte Personen und genesene Personen.  
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A b s c h n i t t  3  

E r l e i c h t e r u n g e n  u n d  A u s n a h m e n  v o n  a u f g r u n d  d e r  
V o r s c h r i f t e n  i m  f ü n f t e n  A b s c h n i t t  d e s  I n f e k t i o n s -

s c h u t z g e s e t z e s  e r l a s s e n e n  l a n d e s r e c h t l i c h e n  G e b o t e n  
u n d  V e r b o t e n  

§ 6 

Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit getesteten 
Personen 

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzge-
setzes erlassenes Landesrecht eine Ausnahme von Geboten oder Verboten für Personen, 
die negativ auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet sind, vorgesehen 
ist oder erlassen wird, gilt diese Ausnahme auch für geimpfte Personen und genesene Per-
sonen. 

(2) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzge-
setzes erlassenes Landesrecht als Voraussetzung für den Zugang insbesondere zu Ein-
richtungen, Betrieben oder Dienstleistungen eine negative Testung auf eine Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorsieht, gilt dies nicht für geimpfte Personen und genesene 
Personen. 

§ 7 

Ausnahmen von der Beschränkung von Zusammenkünften 

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzge-
setzes erlassenes Landesrecht Beschränkungen von Zusammenkünften vorsieht, gelten 
diese Beschränkungen nicht für eine Zusammenkunft, an der ausschließlich geimpfte Per-
sonen oder genesene Personen teilnehmen. 

(2) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzge-
setzes erlassenes Landesrecht die Zahl der Teilnehmer einer Zusammenkunft beschränkt, 
bleiben geimpfte Personen und genesene Personen bei der Ermittlung der Zahl der Teil-
nehmer unberücksichtigt.  

§ 8 

Ausnahmen von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Wohnung oder 
einer Unterkunft 

Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes 
erlassenes Landesrecht den Aufenthalt außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft 
und dem jeweils dazugehörigen befriedeten Besitztum beschränkt, gilt eine solche Be-
schränkung nicht für geimpfte Personen und genesene Personen. 
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§ 9 

Ausnahmen von Absonderungspflichten 

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzge-
setzes erlassenes Landesrecht eine Pflicht zur Absonderung vorsieht, gilt diese Pflicht nicht 
für geimpfte Personen und genesene Personen.  

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Pflicht zur Absonderung wegen des Kontakts zu einer 
Person besteht, die mit einer Virusvariante des Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert ist, die 
aus einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne der Coronavirus-Einreiseverordnung stammt.  

§ 10 

Ermächtigung der Landesregierungen zu weitergehende Erleichterungen und Aus-
nahmen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, weitergehende Erleichterungen und Aus-
nahmen von den aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgeset-
zes erlassenen landesrechtlichen Geboten oder Verboten für geimpfte Personen, gene-
sene Personen und getestete Personen zu regeln.  

A b s c h n i t t  4  

I n k r a f t t r e t e n  

§ 11 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

Der Bundestag und der Bundesrat haben zugestimmt. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) haben der 
Bund und die Länder umfangreiche Schutzmaßnahmen ergriffen. Mit § 28b Absatz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) hat der Bundesgesetzgeber bundeseinheitliche Schutz-
maßnahmen für den Fall getroffen, dass in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an 
drei aufeinander folgenden Tagen die durch das Robert Koch-Institut veröffentlichte Anzahl 
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen den Schwellenwert von 100 übersteigt. § 28b Absatz 3 IfSG trifft unter Be-
rücksichtigung besonderer Schwellenwerte besondere Regelungen für die Durchführung 
von Präsenzunterricht in Schulen. Daneben haben die Länder insbesondere aufgrund der 
§§ 28, 28a und 30 in Verbindung mit § 32 IfSG weitere Schutzmaßnahmen angeordnet.   

Mit den Schutzmaßnahmen verbundene Eingriffe in Grundrechte müssen sich im Rahmen 
der im Grundgesetz vorgesehenen Grundrechtsschranken halten und insbesondere ge-
messen an einem legitimen Regelungsziel verhältnismäßig, das heißt geeignet, erforderlich 
und angemessen sein. Legislative und Exekutive sind dabei insbesondere hinsichtlich der 
Geeignetheit und der Erforderlichkeit der zu ergreifenden Maßnahmen grundsätzlich Beur-
teilungs- und Prognosespielräume einzuräumen. Den Staat trifft aber auch die Pflicht, die 
Auswirkungen der ergriffenen Maßnahmen laufend zu beobachten und im Hinblick auf ihre 
Verhältnismäßigkeit laufend (neu) zu bewerten. 

Wenn wissenschaftlich hinreichend belegt ist, dass bestimmte Personengruppen auch für 
andere nicht (mehr) ansteckend sind oder das Restrisiko einer Weiterübertragung ganz er-
heblich, auf ein auch in anderen Zusammenhängen toleriertes Maß gemindert ist, müssen 
für diese Personengruppen im gebotenen Umfang Erleichterungen und Ausnahmen von 
Schutzmaßnahmen vorgesehen werden. Es handelt sich insofern nicht um die Einräumung 
von Sonderrechten oder Privilegien, sondern um die Aufhebung nicht mehr gerechtfertigter 
Grundrechtseingriffe. Solche Ausnahmen stellen somit die verfassungsrechtlich gebotene 
Verhältnismäßigkeit der Schutzmaßnahmen in ihren verbleibenden Anwendungsbereichen 
sicher.  

Allerdings können auch gegenüber diesen Personengruppen bestimmte einschränkende 
Regelungen aufrechterhalten werden, soweit sich die Einbeziehung dieser Gruppen wegen 
zusätzlicher Gründe aus grundrechtlicher Sicht rechtfertigen lässt. Hierbei kann auch die 
grundrechtlich geringe Eingriffsintensität einer Maßnahme eine Rolle spielen. So lassen 
sich etwa allgemeine Gebote zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckungen oder zum Ein-
halten von Mindestabständen kaum sinnvoll kontrollieren, wenn es dafür auf den Impf- oder 
Teststatus der Betroffenen ankäme. Auch zum Schutz von vulnerabler Personen können 
besondere Regelungen erforderlich sein. 

Eine Schutzmaßnahme, die unverhältnismäßig in die Abwehrrechte von Personen mit re-
duziertem Ansteckungsrisiko für andere eingreift, wäre im Hinblick auf Artikel 3 GG grund-
sätzlich auch gleichheitsrechtlich zu beanstanden. Denn dann wäre kein Sachgrund ersicht-
lich, der es rechtfertigen könnte, Personengruppen mit nachweislich wesentlich ungleichem 
und leicht zu überprüfendem Ansteckungspotenzial infektionsschutzrechtlich gleich zu be-
handeln oder Personen mit wesentlich gleichem und leicht zu überprüfenden Ansteckungs-
potential infektionsschutzrechtlich ungleich zu behandeln. Entsprechend sind die bereits 
geltenden Ausnahmen Testpflichten auch gleichheitsrechtlich bezogen auf geimpfte Perso-
nen und genesene Personen den medizinischen Erkenntnissen entsprechend zu bewerten. 

Das Robert Koch-Institut führt in einer Bewertung vom 31. März 2021, die es auf Bitte der 
Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder erstellt 
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hat, aus, dass nach gegenwärtigem Kenntnisstand das Risiko einer Übertragung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 durch Personen, die vollständig geimpft wurden, spätestens zum 
Zeitpunkt ab dem 15. Tag nach Gabe der zweiten Impfdosis geringer sei als bei Vorliegen 
eines negativen Antigen-Schnelltests bei symptomlosen infizierten Personen. Eine aktuelle 
systematische Übersichts-arbeit zur Bewertung von Schnelltests für den Nachweis einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zeige, dass Antigen-Schnelltests bei Men-
schen mit Symptomen besser geeignet sind, Fälle von COVID-19 korrekt zu identifizieren 
als bei symptomlosen Personen. Bei Personen mit Symptomen würden im Durchschnitt 72 
Prozent der Personen, die COVID-19 hatten, korrekt als infiziert identifiziert. Bei Personen 
ohne Symptome identifizierten die Anti-gentests dagegen im Durchschnitt nur 58 Prozent 
der Infizierten richtig. Bei präsymptomatischen, bereits ansteckenden Personen dürfte die-
ser Wert in ähnlichen Bereichen liegen, möglicherweise mit einer Tendenz zu den sympto-
matischen Personen.  

Das Robert Koch-Institut führt weiter aus, dass die Impfung gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 – unabhängig vom verwendeten Impfstoff – eine hohe Schutzwirkung von mindes-
tens 80 Prozent gegen schweres COVID-19 habe. Die derzeitige Datenlage zeige darüber 
hinaus, dass die Impfung mit dem Impfstoff von AstraZeneca wie auch mit den mRNA-
Impfstoffen von BioNTech/Pfizer und Moderna zu einer deutlichen Reduktion der Infektio-
nen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 führt. Das gelte für symptomatische und für asymp-
tomatische Infektionen. Bei dem Impfstoff von AstraZeneca liege die Reduktion bereits nach 
der ersten Dosis bei ca. 65 Prozent und bei dem Impfstoff von BioNTech/Pfizer nach der 
zweiten Dosis bei ca. 90 Prozent. Weitere Daten würden belegen, dass selbst bei Men-
schen, die trotz einer gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 mittels eines PCR-Tests positiv 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet werden, die Viruslast signifi-
kant reduziert werde und weniger lange anhält.  

Aus Public Health-Sicht erscheine das Risiko einer Übertragung des Coronavirus SARS-
CoV-2 durch eine Impfung nach gegenwärtigem Kenntnisstand in dem Maß reduziert, dass 
geimpfte Personen bei der Epidemiologie von COVID-19 wahrscheinlich keine wesentliche 
Rolle mehr spielen. Das noch bestehende Risiko könne durch weitere Vorgaben zum Bei-
spiel durch Selbstisolierung bei Symptomen und die weitere Einhaltung der sogenannten 
AHA+L-Regeln (Abstand halten, Hygiene beachten, Alltagsmaske tragen, Lüften) zusätz-
lich reduziert werden. 

  

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

 Ziel dieser Verordnung ist es, verfassungsrechtlich gebotene Erleichterungen und Ausnah-
men von Geboten und Verboten nach dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes 
oder von aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes er-
lassenen Geboten und Verboten für Personen zu regeln, bei denen von einer Immunisie-
rung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszugehen ist oder die ein negatives Ergebnis 
eines Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen können.  

Zu diesem Zweck werden insbesondere 

– bestehende Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten und Verboten für getestete 
Personen auf geimpfte Personen und genesene Personen erstreckt, 

– für geimpfte Personen und genesene Personen Erleichterungen und Ausnahmen bei 
der Beschränkung von Zusammenkünften und des Aufenthalts außerhalb einer Woh-
nung oder einer Unterkunft vorsieht,  

– für geimpfte Personen und genesene Personen Ausnahmen von Absonderungspflich-
ten vorgesehen 
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– die Landesregierungen ermächtigt, weitergehende Erleichterungen und Ausnahmen 
von den aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes 
erlassenen landesrechtlichen Geboten oder Verboten für geimpfte Personen, gene-
sene Personen und getestete Personen zu regeln. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Der Entwurf sieht für Personen, bei denen von einer Immunisierung gegen das Coronavirus 
SARS-CoV-2 auszugehen ist oder die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen können, Erleichterungen und Ausnahmen von 
Geboten und Verboten nach dem fünften Abschnitt des IfSG oder von aufgrund der Vor-
schriften im fünften Abschnitt des IfSG erlassenen Geboten und Verboten vor. Es werden 
ausdifferenzierte Erleichterungen und Ausnahmen für geimpfte Personen, genesene Per-
sonen und getestete Personen geregelt. Hinsichtlich der Gebote und Verbote nach dem 
fünften Abschnitt des IfSG werden bestehende Ausnahmen für getestete Personen auf ge-
impfte Personen und genesene Personen erstreckt. Darüber hinaus sind weitere Erleichte-
rungen und Ausnahmen von der Beschränkung privater Zusammenkünfte nach § 28b Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 IfSG, von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Woh-
nung oder einer Unterkunft nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 IfSG und von der Be-
schränkung der Teilnahme am Präsenzunterricht nach § 28b Absatz 3 Satz 1 zweiter Halb-
satz IfSG vorgesehen. Weitgehend parallel dazu werden Erleichterungen und Ausnahmen 
von Geboten und Verboten, die die Länder aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt 
des Infektionsschutzgesetzes erlassen haben, vorgesehen. Darüber hinaus werden für ge-
impfte Personen und genesene Personen Ausnahmen von einer nach Landesrecht beste-
henden Absonderungspflicht begründet. Die Landesregierungen werden außerdem er-
mächtigt, weitergehende Erleichterungen und Ausnahmen von den aufgrund der Vorschrif-
ten im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassenen landesrechtlichen Gebo-
ten oder Verboten für geimpfte Personen, genesene Personen und getestete Personen zu 
regeln. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz ergibt sich aus § 28c IfSG. Gemäß § 28c Satz 1 IfSG wird die 
Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung für Personen, bei denen von einer 
Immunisierung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszugehen ist oder die ein negatives 
Ergebnis eines Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen kön-
nen, Erleichterungen oder Ausnahmen von Geboten und Verboten nach dem fünften Ab-
schnitt des IfSG oder von aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des IfSG erlasse-
nen Geboten und Verboten zu regeln. Gemäß § 28c Satz 3 IfSG kann die Bundesregierung, 
wenn sie von ihrer Ermächtigung nach § 28c Satz 1 IfSG Gebrauch macht, zugleich die 
Landesregierungen ermächtigen, ganz oder teilweise in Bezug auf von den Ländern nach 
dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassene Gebote und Verbote für Per-
sonen, bei denen von einer Immunisierung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszuge-
hen ist oder die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 vorlegen können, Ausnahmen zu regeln. Die Verordnung bedarf der Zustim-
mung von Bundestag und Bundesrat (§ 28c Satz 2 IfSG). 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und den völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

Die Verordnung führt für Personen, bei denen von einer Immunisierung gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2 auszugehen ist oder die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen können, zu Erleichterungen und Aus-
nahmen von Geboten und Verboten nach dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzge-
setzes oder von aufgrund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgeset-
zes erlassenen Geboten und Verboten. 

 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

[Ist vorgesehen, Regelungen zu vereinfachen oder aufzuheben? Sollen Veraltungsverfah-
ren vereinfacht werden? Hier genügen grundsätzliche Ausführungen; Einzelheiten können 
im besonderen Teil erläutert werden.] 

[…] 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

[Arbeitshilfe: „eNAP – eNachhaltigkeitsprüfung“. Welche Regeln und Indikatoren der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie sind betroffen? Entspricht der Entwurf der Nachhaltigkeits-
strategie?] 

[…] 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

[Welche Einnahmen und Ausgaben entfallen auf den Bundeshaushalt für den Zeitraum der 
jeweils gültigen mehrjährigen Finanzplanung des Bundes? Welche Auswirkungen haben 
die geplanten Regelungen auf die Haushalte der Länder und Kommunen? Hier sollten min-
destens die Angaben aus dem Vorblatt zu Buchstabe D übernommen werden.] 

[Arbeitshilfe: BMF-Vorgaben für die Darstellung der Auswirkungen von Gesetzgebungs-
vorhaben auf Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte, die entsprechend an-
zuwenden ist] 

[…] 

4. Erfüllungsaufwand 

[Welche finanziellen und zeitlichen Be- oder Entlastungen sind durch die geplanten Rege-
lungen für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung zu erwarten? Hier 
sind mindestens die Angaben aus dem Vorblatt zu Buchstabe E zu übernehmen und ggf. 
zu erläutern. Tabellarische Darstellungen können hier die Übersichtlichkeit verbessern.] 

[Arbeitshilfe: Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Rege-
lungsvorhaben der Bundesregierung] 

[…] 
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5. Weitere Kosten 

[Welche sonstigen direkten oder indirekten Kosten entstehen für die Wirtschaft, insbeson-
dere für mittelständische Unternehmen? Welche Auswirkungen auf die Einzelpreise und 
das Preisniveau sind zu erwarten? Hier sollten mindestens die Angaben aus dem Vorblatt 
zu Buchstabe F übernommen und ggf. erläutert werden.] 

[…] 

6. Weitere Regelungsfolgen 

[Hier sind Ausführungen insbesondere zu folgenden Fragestellungen erforderlich: Welche 
Auswirkungen haben die Regelungen für Verbraucherinnen und Verbraucher? Welche 
gleichstellungspolitischen und welche demografischen Auswirkungen sind zu erwarten? 
Sind die von den Beteiligten nach § 62 Absatz 2 in Verbindung mit § 45 Absatz 1 bis 3 GGO 
ermittelten Regelungsfolgen auf deren Wunsch darzustellen?] 

[…] 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der Rechtsverordnung ist nicht vorgesehen.  

Gemäß § 5 Absatz 9 Satz 1 IfSG beauftragt das Bundesministerium für Gesundheit eine 
externe Evaluation zu den Auswirkungen der Regelungen in § 5 IfSG und in den Vorschrif-
ten der §§ 5a, 28 bis 32, 36 und 56 IfSG im Rahmen der nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IfSG 
festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite und zu der Frage einer Reform-
bedürftigkeit. Das erfasst auch § 28c IfSG. Das Ergebnis der Evaluierung soll der Bundes-
regierung bis zum 31. Dezember 2021 vorgelegt werden. Die Bundesregierung muss dem 
Deutschen Bundestag bis zum 31. März 2022 das Ergebnis der Evaluierung sowie eine 
Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Ergebnis übersenden. 

B. Besonderer Teil 

[Hier sind Ausführungen zu Ziel, Notwendigkeit, Inhalt und Folgen jedes einzelnen Para-
grafen/Artikels vorgesehen Bei der Inkrafttretensregelung ist anzugeben, welche Erwägun-
gen der Festlegung des Zeitpunkts des Inkrafttretens zugrunde liegen, z. B. Vorgaben zum 
organisatorischen oder technischen Vorlauf für den Vollzug der Neuregelungen.] 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Zu § 1 (Zweck der Verordnung) 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

[…] 

Zu Nummer 2 

[…] 
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Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

[…] 

Zu Nummer 2 

[…] 

Zu Absatz 3 

[…] 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Zu Nummer 1 

[…] 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

[…] 

Zu Buchstabe b 

[…] 

Zu Nummer 3 

[…] 

Zu Nummer 4 

[…] 

Zu Nummer 5 

[…] 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a 

[…] 

Zu Buchstabe b 

[…] 

Zu Nummer 7 

[…] 
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Zu Abschnitt 2 (Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten und Verboten nach § 
28b des Infektionsschutzgesetzes) 

Zu § 3 (Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit 
getesteten Personen) 

[…] 

Zu Absatz 1 

[…] 

Zu Absatz 2 

[…] 

Zu § 4 (Ausnahmen von der Beschränkung privater Zusammenkünfte nach § 28b 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes) 

Zu Absatz 1 

[…] 

Zu Absatz 2 

[…] 

Zu § 5 (Ausnahmen von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer 
Wohnung oder einer Unterkunft nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Infektionsschutzgesetzes) 

[…] 

Zu Abschnitt 3 (Erleichterungen und Ausnahmen von aufgrund der Vorschriften im 
fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassenen landesrechtlichen 
Geboten und Verboten) 

Zu § 6 (Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit 
getesteten Personen) 

[…] 

Zu Absatz 1 

[…] 

Zu Absatz 2 

[…] 

Zu § 7 (Ausnahmen von der Beschränkung von Zusammenkünften) 

Zu Absatz 1 

[…] 
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Zu Absatz 2 

[…] 

Zu § 8 (Ausnahmen von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer 
Wohnung oder einer Unterkunft) 

[…] 

Zu § 9 (Ausnahmen von Absonderungspflichten) 

[…] 

Zu Absatz 1 

[…] 

Zu Absatz 2 

[…] 

Zu § 10 (Ermächtigung der Landesregierungen zu weitergehende Erleichterungen 
und Ausnahmen) 

[…] 

Zu Abschnitt 4 (Inkrafttreten) 

Zu § 11 (Inkrafttreten ) 

[…] 


